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1.  Präambel  

 

Der vorliegende Corporate Governance Kodex für Sparkassen in Nordrhein-Westfalen ("Ko-

dex") enthält auf der Grundlage der gesetzlichen Regelungen, insbesondere des Sparkas-

sengesetzes Nordrhein-Westfalen, einen Standard guter und verantwortungsvoller Unter-

nehmensführung. Die Grundsätze des Kodex sind geleitet von den Zielen der Verantwor-

tung der Organe der Sparkassen für die Sparkasse und der Sicherstellung von Transparenz 

und Kontrolle. 

 

Der Kodex beschreibt die Verpflichtung von Vorstand und Verwaltungsrat, im Einklang mit 

den gesetzlichen Bestimmungen für den Bestand und die weitere Entwicklung der Sparkas-

se und eine nachhaltige Erfüllung des öffentlichen Auftrags zu sorgen (Unternehmensinte-

resse). 

 

Das Sparkassengesetz Nordrhein-Westfalen sieht zwei Organe vor: 

 

Der Vorstand leitet die Sparkasse in eigener Verantwortung. Die Mitglieder des Vorstands 

tragen gemeinsam die Verantwortung für die Geschäftsführung. Der Vorsitzende des Vor-

stands regelt die Geschäftsverteilung innerhalb des Vorstands gemäß der Geschäftsanwei-

sung für den Vorstand. 

 

Der Verwaltungsrat bestimmt die Richtlinien der Geschäftspolitik und überwacht die Ge-

schäftsführung. Das vorsitzende Mitglied des Verwaltungsrats koordiniert die Arbeit im 

Verwaltungsrat. Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden gemäß den Bestimmungen des 

Sparkassengesetzes Nordrhein-Westfalen gewählt.  

 

Die Rechnungslegung erfolgt nach Maßgabe der für alle Kreditinstitute in Deutschland gel-

tenden gesetzlichen Regelungen und vermittelt auf dieser Basis ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Sparkasse. 

 

Empfehlungen des Kodex sind im Text durch die Verwendung des Wortes "soll" gekenn-

zeichnet.  

 

Der Kodex wird in der Regel einmal jährlich vor dem Hintergrund gesetzlicher Entwicklun-

gen überprüft und bei Bedarf angepasst. 

 

Vorstand und Verwaltungsrat sollen gemeinsam jährlich über die Einhaltung der Empfeh-

lungen dieses Kodex berichten und ggf. Abweichungen erläutern. 
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2.  Zusammenwirken von Vorstand und Verwaltungsrat –  

Gemeinsame Bestimmungen 

 

2.1  Vorstand und Verwaltungsrat arbeiten zum Wohle der Sparkasse eng zusammen. 

 

2.2  Der Verwaltungsrat bestimmt die Richtlinien der Geschäftspolitik und überwacht die 

Geschäftsführung. Der Vorstand bestimmt die Geschäfts- und Risikostrategie der 

Sparkasse und erörtert sie in regelmäßigen Abständen mit dem Verwaltungsrat. 

 

2.3 Auf Verlangen des Verwaltungsrats sowie aus sonstigem wichtigem Anlass berichtet 

der Vorstand diesem über bestimmte Angelegenheiten der Sparkasse. 

 

2.4 Für  Geschäfte  mit  Zustimmungsvorbehalt  gemäß  den  Bestimmungen  des  Sparkas-

sengesetzes Nordrhein-Westfalen hat der Vorstand die Zustimmung des Verwal-

tungsrats einzuholen. Bei sonstigen Geschäften von grundlegender Bedeutung soll 

der Vorstand diese dem Verwaltungsrat zur Kenntnis geben. Hierzu gehören Ent-

scheidungen oder Maßnahmen, die zu einer grundlegenden Veränderung der Ver-

mögens-,  Finanz-  oder  Ertragslage  der  Sparkasse  führen  können.  Der  Kreis  der  zu-

stimmungspflichtigen Geschäfte lässt die Eigenverantwortlichkeit des Vorstands un-

berührt. 

 

2.5  Die ausreichende Informationsversorgung des Verwaltungsrats ist gemeinsame Auf-

gabe von Vorstand und Verwaltungsrat.  

 

2.6 Der Vorstand informiert den Verwaltungsrat regelmäßig zeitnah und umfassend über 

alle für die Sparkasse relevanten Fragen der Planung (auch Budgetplanung), der Ge-

schäftsentwicklung, der Risikolage und des Risikomanagements. Er unterrichtet über 

Abweichungen des Geschäftsverlaufs von den aufgestellten Plänen und Zielen.  Der 

Versand von Unterlagen an die Mitglieder des Verwaltungsrates richtet sich nach den 

Bestimmungen des Sparkassengesetzes Nordrhein-Westfalen. 

 

2.7 Gute Unternehmensführung setzt eine offene Diskussion zwischen Vorstand und 

Verwaltungsrat sowie in Vorstand und Verwaltungsrat voraus. Die umfassende Wah-

rung der Vertraulichkeit ist dafür von entscheidender Bedeutung. Alle Organmitglie-

der sind kraft Gesetzes zur Amtsverschwiegenheit verpflichtet. 

 

2.8 Vorstand und Verwaltungsrat beachten die Grundsätze ordnungsgemäßer Unter-

nehmensführung. Verletzt ein Vorstandsmitglied die Sorgfalt eines ordentlichen und 
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gewissenhaften Geschäftsleiters bzw. ein Verwaltungsratsmitglied die Sorgfalt eines 

ordentlichen und gewissenhaften Überwachers, gelten für deren Haftung die gesetz-

lichen Bestimmungen und die von der Rechtsprechung dazu aufgestellten Grundsät-

ze. Bei unternehmerischen Entscheidungen liegt keine Pflichtverletzung vor, wenn 

das Mitglied von Vorstand oder Verwaltungsrat vernünftigerweise annehmen durfte, 

auf der Grundlage angemessener Information zum Wohle der Sparkasse zu handeln.  

 

2.9 Wer als Mitglied des Vorstands oder des Verwaltungsrats annehmen muss,  von der 

Mitwirkung an einer Entscheidung ausgeschlossen zu sein, hat den Ausschließungs-

grund unaufgefordert anzuzeigen. Ist zweifelhaft, ob ein Mitwirkungsverbot besteht, 

entscheidet in Angelegenheiten seiner Mitglieder der Verwaltungsrat, im Übrigen 

das vorsitzende Mitglied des Verwaltungsrats. 

 

2.10 Verpflichtet sich ein Verwaltungsratsmitglied außerhalb seiner Tätigkeit im Verwal-

tungsrat durch einen Dienstvertrag, durch den weder ein Arbeitsverhältnis zur Spar-

kasse noch zum Träger der Sparkasse begründet wird, oder durch einen Werkvertrag 

gegenüber der Sparkasse zu einer Tätigkeit höherer Art, so hängt die Wirksamkeit 

des Vertrages von der Zustimmung des Verwaltungsrats ab. Berater- und sonstige 

Dienstleistungs- und Werkverträge eines ehemaligen Vorstands- oder Verwaltungs-

ratsmitglieds mit der Sparkasse sind vor Ablauf von zwei Jahren nach Beendigung 

der Tätigkeit zu unterlassen. 

 

2.11  Gemäß  dem  Sparkassengesetz  wirkt  der  Träger  der  Sparkasse  darauf  hin,  dass  die  

für die Tätigkeit im Geschäftsjahr gewährten Bezüge jedes einzelnen Mitglieds des 

Vorstands, des Verwaltungsrates und ähnlicher Gremien unter Namensnennung, 

aufgeteilt nach erfolgsunabhängigen und erfolgsbezogenen Komponenten sowie 

Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung, im Anhang zum Jahresabschluss ge-

sondert veröffentlicht werden.  

 

 

3.  Vorstand  

 

3.1  Der Vorstand leitet die Sparkasse in eigener Verantwortung. Er vertritt die Sparkasse 

gerichtlich und außergerichtlich. Der Vorstand entwickelt die strategische Ausrich-

tung  der  Sparkasse,  erörtert  sie  mit  dem  Verwaltungsrat  und  sorgt  für  ihre  Umset-

zung. 

 

3.2 Innere Angelegenheiten des Vorstands werden in einer Geschäftsanweisung gere-

gelt, die der Verwaltungsrat erlässt. 
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3.3 Unternehmerische Entscheidungen sind langfristig an der Sicherstellung der Erfül-

lung des öffentlichen Auftrags der Sparkasse auszurichten. 

 

3.4 Der Vorstand hat für die Einhaltung der geltenden Rechtsvorschriften und der spar-

kasseninternen Richtlinien zu sorgen und wirkt auf deren Beachtung hin (Compli-

ance). 

 

3.5 Der Vorstand sorgt für ein angemessenes und wirksames Risikomanagement und 

Risikocontrolling in der Sparkasse. 

 

3.6 Vergütung 

 

3.6.1 Der Verwaltungsrat bzw. ein von ihm gebildeter Hauptausschuss entscheidet 

über die Anstellung (einschließlich Vergütung) der Mitglieder und stellvertretenden 

Mitglieder des Vorstands auf der Grundlage von Empfehlungen der Sparkassen- und 

Giroverbände.  

 

3.6.2 Kriterien für die Angemessenheit der Vergütung bilden die Aufgaben und die 

persönliche Leistung der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Vorstands 

sowie die Üblichkeit der Vergütung unter Berücksichtigung des Vergleichsumfeldes 

und der Vergütungsstruktur im Kreditgewerbe. 

 

3.6.3 Die Vergütung der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Vorstands 

umfasst monetäre Vergütungsbestandteile sowie Nebenleistungen, die von der 

Sparkasse erbracht werden. 

 

3.7  Interessenkonflikte 

 

3.7.1 Vorstandsmitglieder unterliegen während ihrer Tätigkeit für das Unterneh-

men einem umfassenden Wettbewerbsverbot. Dies gilt nicht für Tätigkeiten 

in Einrichtungen der Sparkassen-Finanzgruppe. 

 

3.7.2 Vorstandsmitglieder dürfen im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit weder für 

sich noch für andere Personen von Dritten ungerechtfertigte Zuwendungen 

oder sonstige Vorteile fordern oder annehmen oder Dritten ungerechtfertigte 

Vorteile gewähren. 
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3.7.3 Die Vorstandsmitglieder sind den Interessen der Sparkasse verpflichtet. Kein 

Mitglied des Vorstands darf bei seinen Entscheidungen persönliche Interes-

sen verfolgen und Geschäftschancen, die der Sparkasse zustehen, für sich 

nutzen. 

 

3.7.4 Jedes Vorstandsmitglied soll Interessenkonflikte dem Verwaltungsrat gegen-

über frühzeitig offen legen und die anderen Vorstandsmitglieder hierüber in-

formieren. Alle Geschäfte zwischen der Sparkasse einerseits und den Vor-

standsmitgliedern sowie ihnen nahe stehenden Personen oder ihnen persön-

lich nahe stehenden Unternehmungen andererseits haben branchenüblichen 

Standards zu entsprechen. 

 

3.7.5 Die Aufnahme von Nebentätigkeiten bedarf der vorherigen, widerruflichen 

Zustimmung des Verwaltungsrats. Dies gilt nicht für die Wahrnehmung von 

Mandaten in Einrichtungen der Sparkassen-Finanzgruppe. 

 

 

4.  Verwaltungsrat  

 

4.1 Der Verwaltungsrat bestimmt die Richtlinien der Geschäftspolitik und überwacht die 

Geschäftsführung. Er wirkt nach Maßgabe des Sparkassengesetzes Nordrhein-

Westfalen an Entscheidungen von grundlegender Bedeutung für die Sparkasse mit. 

 

4.2 Der Verwaltungsrat bildet aus seiner Mitte einen Risikoausschuss sowie einen Bi-

lanzprüfungsausschuss und erlässt für sie eine Geschäftsordnung. Der Verwaltungs-

rat kann aus seiner Mitte einen Hauptausschuss bilden und diesem insbesondere die 

Anstellung der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder des Vorstands zur Ent-

scheidung sowie auch die gesamten Aufgaben des Bilanzprüfungsausschusses über-

tragen. Das vorsitzende Mitglied des jeweiligen Ausschusses berichtet dem Verwal-

tungsrat regelmäßig. Der Verwaltungsrat hat darüber hinaus zu prüfen, ob die nach 

dem Kreditwesengesetz bzw. der Institutsvergütungsverordnung vorgesehenen 

Ausschüsse zu bilden sind. Unabhängig davon, ob diese Ausschüsse gebildet wer-

den müssen, nimmt der Verwaltungsrat oder ein gebildeter Ausschuss die Aufgaben 

im erforderlichen Umfang wahr. 

 

4.3 Das vorsitzende Mitglied beruft den Verwaltungsrat ein, leitet die Sitzungen und 

nimmt die ihm kraft Gesetzes übertragenen sonstigen Aufgaben wahr. 
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4.4 Das vorsitzende Mitglied des Verwaltungsrats soll mit dem Vorstand, insbesondere 

mit  dem  vorsitzenden  Mitglied  des  Vorstands,  regelmäßig  Kontakt  halten.  Das  vor-

sitzende Mitglied des Verwaltungsrats wird über wichtige Ereignisse, die für die Be-

urteilung der Lage und Entwicklung sowie für die Leitung der Sparkasse von wesent-

licher Bedeutung sind, unverzüglich durch das vorsitzende Mitglied des Vorstands 

informiert. Das vorsitzende Mitglied des Verwaltungsrats soll sodann den Verwal-

tungsrat unterrichten und erforderlichenfalls eine außerordentliche Verwaltungs-

ratssitzung einberufen. 

 

4.5 Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder des Vorstands werden vom Ver-

waltungsrat gemäß den Vorschriften des Sparkassengesetzes Nordrhein-Westfalen 

und des Kreditwesengesetzes bestellt und angestellt sowie ggf. abberufen. Der Ver-

waltungsrat soll gemeinsam mit dem Vorstand für eine langfristige Nachfolgepla-

nung sorgen. Der Verwaltungsrat kann die Anstellung einem Hauptausschuss über-

tragen, der die Bedingungen des Anstellungsvertrages einschließlich der Vergütung 

abschließend behandelt. Die Entscheidung über die Bestellung und Anstellung darf 

frühestens ein Jahr vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens getroffen werden. Spä-

testens neun Monate vor Ablauf der bisherigen Bestellung hat der Verwaltungsrat 

darüber zu beschließen, ob eine wiederholte Bestellung erfolgen soll. Die Alters-

grenze  für  Vorstandsmitglieder  ist  in  §  19  Absatz  2  Sparkassengesetz  Nordrhein-

Westfalen festgelegt. Bei der Bestellung und Anstellung wird der Verwaltungsrat die 

grundlegenden Bestimmungen des Landesgleichstellungsgesetzes beachten.  

 

4.6 Für die Vertretung der Sparkasse gegenüber Mitgliedern und stellvertretenden Mit-

gliedern des Vorstandes sowie gegenüber ihren Vorgängern ist das vorsitzende Mit-

glied des Verwaltungsrates zuständig. 

 

4.7 Vorstandsmitglieder dürfen vor Ablauf von zwei Jahren nach dem Ende ihrer Bestel-

lung nicht Mitglied des Verwaltungsrats der Sparkasse werden. 

 

4.8 Jedes Verwaltungsratsmitglied achtet darauf, dass ihm für die Wahrnehmung seiner 

Mandate ausreichend Zeit zur Verfügung steht. Dabei beachtet es auch die einschlä-

gigen Bestimmungen des Kreditwesengesetzes und anderer Gesetze zu Mandatsbe-

schränkungen. Falls ein Mitglied des Verwaltungsrats in einem Geschäftsjahr an we-

niger als der Hälfte der Sitzungen teilgenommen hat, soll dies in einem Bericht des 

Verwaltungsrats vermerkt werden. 
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4.9 Interessenkonflikte 

 

4.9.1 Jedes Mitglied des Verwaltungsrats ist dem Interesse der Sparkasse ver-

pflichtet. Es darf bei seinen Entscheidungen weder persönliche Interessen 

verfolgen noch Geschäftschancen, die der Sparkasse zustehen, für sich nut-

zen. 

 

4.9.2 Jedes Verwaltungsratsmitglied soll Interessenkonflikte, insbesondere solche, 

die auf Grund einer Beratung oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, 

Kreditgebern oder sonstigen Geschäftspartnern entstehen können, dem Ver-

waltungsrat gegenüber frühzeitig offen legen. 

 

4.9.3 Wesentliche und nicht nur vorübergehende Interessenkonflikte in der Person 

eines Verwaltungsratsmitglieds stehen der Ausübung des Mandats entgegen. 

 

4.9.4 Berater- und sonstige Dienstleistungs- und Werkverträge eines Verwaltungs-

ratsmitglieds mit der Sparkasse bedürfen der Zustimmung des Verwaltungs-

rats.  

 

4.9.5 Eine Unvereinbarkeit mit der Mitgliedschaft im Verwaltungsrat ist in § 13 

Sparkassengesetz Nordrhein-Westfalen bestimmt. Ein Mitwirkungsverbot 

wegen Befangenheit ergibt sich unter den in § 21 Sparkassengesetz Nord-

rhein-Westfalen bestimmten Voraussetzungen. 

 

4.10 Jedes Verwaltungsratsmitglied sollte durch seine eigene persönliche und fachliche 

Qualifikation dafür sorgen, dass es seine Aufgabe und Verantwortlichkeit im Sinne 

der Corporate Governance erfüllen kann. Die Sparkasse ermöglicht die Fort- und 

Weiterbildung durch geeignete Maßnahmen.  

 

 

5.  Rechnungslegung und Abschlussprüfung  

 

5.1 Der Vorstand legt dem Verwaltungsrat unverzüglich nach Aufstellung den Jahresab-

schluss und den Lagebericht vor. 

 

5.2 Hinsichtlich der Erfassung der Beziehungen und Geschäftsvorfälle zwischen Spar-

kasse und nahe stehenden Personen beachtet der Vorstand die diesbezüglichen Re-

gelungen des Prüfungsstandards “Beziehungen zu nahestehenden Personen im 
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Rahmen der Abschlussprüfung“ (IDW PS 255) und berichtet nach Maßgabe der ge-

setzlichen Regelungen über diese Geschäfte im Jahresabschluss. 

 

5.3 Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden von dem zuständigen Sparkassen- 

und Giroverband geprüft, wobei die gesetzlichen und berufsrechtlichen Grundsätze 

für die Durchführung von Abschlussprüfungen durch Wirtschaftsprüfer in Deutsch-

land zur Anwendung gelangen. 

 

5.4 Die Sparkasse veröffentlicht nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften eine Auf-

stellung der Unternehmen, von denen sie oder eine für Rechnung der Sparkasse 

handelnde Person mindestens den fünften Teil der Anteile besitzt.  

Es werden dabei angegeben: Name und Sitz der Gesellschaft, Höhe des Anteils, das 

Eigenkapital  und das Ergebnis des letzten Geschäftsjahres.  Darüber hinaus gibt die 

Sparkasse im Jahresabschluss alle Mandate in gesetzlich zu bildenden Aufsichts-

gremien von großen Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 3 HGB) an, die vom Vorstand 

oder anderen Mitarbeitern wahrgenommen werden und Beteiligungen an großen 

Kapitalgesellschaften, die fünf vom Hundert der Stimmrechte überschreiten. 

 

5.5 Der Abschlussprüfer nimmt an den Beratungen des Verwaltungsrats über den Jah-

resabschluss und ggf. Konzernabschluss teil und berichtet über die wesentlichen Er-

gebnisse seiner Prüfung.  




